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Vorwort 
 
 
Im Rahmen meiner Beschäftigung beim Umweltministerium Mecklenburg-
Vorpommern verfasste ich Ende 2004 eine Ministervorlage zu Fragen der Umset-
zung der FFH-Richtlinie (92/43/EWG) im Verantwortungsbereich der Landesverwal-
tung. Vor dem Hintergrund eines anhängigen Vertragsverletzungsverfahrens der EU-
Kommission gegen den Mitgliedstaat Deutschland war auch auf das Risiko einzuge-
hen, dass der Bund im Falle von Sanktionen wegen Umsetzungsdefiziten die inso-
weit verantwortlichen Länder in Regress nimmt. Die entsprechenden Ausführungen 
erwiesen sich in der Folge als die Keimzelle, aus der ich eine umfassende Untersu-
chung der innerstaatlichen Zuordnung supranationaler Umsetzungspflichten ein-
schließlich der Haftung entwickelte. Das vorliegende Ergebnis dieser Untersuchung 
wurde im November 2009 von der juristischen Fakultät der Universität zu Köln als 
Dissertation angenommen.  
 
Der genannte Zeitpunkt ist zugleich maßgeblich für die zugrunde gelegte Sach- und 
Rechtslage. Berücksichtigung finden dementsprechend die Föderalismusreformen 
2006 und 2009 sowie die Grundsatzurteile des BVerfG vom 17.10.2006 und des 
BVerwG vom 26.04.2007. Diese Meilensteine erhöhten im Hinblick auf die föderalen 
Haftungsbeziehungen die Rechtssicherheit, warfen aber zugleich Anschlussfragen 
auf, die vorliegend einer Klärung zugeführt werden. Der Reformvertrag von Lissabon 
ist dahingegen erst nach Fertigstellung der Arbeit in Kraft getreten. Die inhaltlichen 
Änderungen des europäischen Primärrechts gegenüber dem Vertrag von Nizza wer-
den allerdings, soweit sie für die Aufgabenstellung relevant sind, bereits im jeweils 
passenden Zusammenhang erörtert. Bezüglich der Zitierweise wird ergänzend auf 
die im Anhang enthaltene Synopse verwiesen.  
 
Meiner Ehefrau, Dr. Jana Birk, die die Entstehung dieser Arbeit mit verständnisvoller 
Unterstützung und Ausdauer begleitet hat, bin ich zutiefst dankbar. Katharina Fielen-
bach und Robert Knapp danke ich für das Lektorat, das die Qualität der Arbeit maß-
geblich gesteigert hat. Dank gebührt auch meinen Eltern, Angelika und Ferdinand 
Burger, die mir bei der Betreuung meiner Kinder, Karla und Jonas Burger, sehr ge-
holfen und mich zuvor während meiner gesamten Ausbildung geduldig gefördert ha-
ben. Ihnen widme ich diese Arbeit. 
 
 
Köln, im Oktober 2010              Simon Burger 
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